
Satzung

des Vereins „GESCHICHTSWERKSTATT BAYREUTH e.V.“

(geänderte Fassung vom 09.12.2015)

§ 1 Name und Sitz

1. Der Verein „Geschichtswerkstatt Bayreuth e.V.“ mit Sitz in Bayreuth, verfolgt ausschließlich und

unmittelbar, gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der

Abgabenordnung.

2. Zweck der Körperschaft ist die Förderung von Wissenschaft und Forschung, Erziehung, Volks- und

Berufsbildung sowie Kunst und Kultur.

3. Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere durch Durchführung wissenschaftlicher

Veranstaltungen und Forschungsvorhaben, Vergabe von Forschungsaufträgen und die Verbreitung

der Ergebnisse in Vorträgen, Publikationen (inkl. Online) und Stadtführungen.

§ 2 Selbstlose Zwecke

Die Körperschaft ist selbstlos tätig; sie verfolgt keine eigenwirtschaftlichen Zwecke.

§ 3 Mittelverwendung und Zuwendungen

Mittel der Körperschaft dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder

erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln der Körperschaft.

§ 4 Vergütung

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind, oder durch

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.

§ 5 Auflösung

Bei Auflösung oder Aufhebung der Körperschaft oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das

Vermögen der Körperschaft an folgende Organisation:

FrankenBund – Gruppe Bayreuth, Vereinigung für fränkische Landeskunde und Kulturpflege e.V.,

Vorstand Gerhard Trausch, Lahnstrasse 12

ersatzweise an:

CHW bzw. Colloquium Historicum Wirsbergense – Heimat- und Geschichtsfreunde am Obermain – 1.

Vorsitzender: Prof. Dr. Günter Dippold; Brückleinsgraben 1, 96215 Lichtenfels

Diese Organisation hat das Vermögen unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige Zwecke zu

verwenden.

§ 6 Mitgliedschaft

Mitglied des Vereins kann jede natürliche oder juristische Person werden, die dessen Ziele anerkennt

und unterstützt. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Lehnt der Vorstand den Aufnahmeantrag

ab, so steht dem Antragsteller die Berufung zur Mitgliederversammlung offen. Diese entscheidet mit

3/4-Stimmenmehrheit endgültig.

Die Mitgliedschaft endet:

1. durch Tod,
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2. durch Austritt,

3. durch den Rückstand mit mehr als zwei Jahresbeiträgen,

4. durch Ausschluß, die nur durch einen Beschluß der Mitgliederversammlung mit Stimmenmehrheit

erfolgen kann. Gründe für einen Auschluß können sein:

– ein grober Verstoß gegen den Vereinszweck

– Schädigung des Vereins in finanzieller Hinsicht oder

– Schädigung des Ansehens des Vereins.

§ 7 Organe des Vereins

Organe des Vereins sind

1. die Mitgliederversammlung

2. der Vorstand.

§ 8 Die Mitgliederversammlung (MV)

1 Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins.

2 Mindestens einmal im Kalenderjahr findet eine ordentliche Mitgliederversammlung statt. Sie be-

schließt über die vom Vorstand im Rahmen der Zwecke des Vereins veranlaßten und geplanten Maß-

nahmen und deren Finanzierung. Sie erteilt dem Vorstand Entlastung.

3 Eine außerordentliche Mitgliederversammlung kann durch den Vorstand oder auf Verlangen von

mindestens einem Drittel der Mitglieder durch den Vorstand einberufen werden.

4 Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist beschlußfähig. Über die Versammlung

wird ein Protokoll angefertigt, das vom Vorsitzenden sowie vom Schriftführer unterzeichnet wird.

Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefaßt. Die Beschlußfähigkeit

der Mitgliederversammlung wird in einer gesonderten Ordnung durch Beschluß der MV festgelegt.

Auf Antrag werden Abstimmungen geheim durchgeführt.

5 Zu Mitgliederversammlungen hat der Vorstand unter Angabe der Tagesordnung und Einhaltung einer

Frist von mindestens zwei Wochen alle Mitglieder schriftlich einzuladen, was auch per eMail

erfolgen kann. Da die Termine mindestens 11 Monate lang auf der Website des Vereins unter

„Termine“ bekannt gegeben sind, gilt auch dies als ordnungsgemäße Einladung, soweit dort die

Tagesordnung mindestens zwei Wochen zuvor aufrufbar ist.

§ 9 Der Vorstand

1 Der Vorstand des Vereins besteht aus dem Vorsitzenden, dem Stellvertreter, der gleichzeitig Schrift-

führer ist, sowie dem Kassierer. Der Vorstand vertritt den Verein in der Öffentlichkeit. Er kann für

die Führung der Geschäfte des Vereins eine hauptamtliche geschäftsführende Person berufen.

2 Vorstand im Sinn des § 26 BGB sind der Vorsitzende, der Stellvertreter sowie der Kassierer. Jeweils

zwei Vorstandsmitglieder sind gemeinsam vertretungsberechtigt.

3 Die Amtszeit des Vorstands beträgt vier Jahre. Er wird von der Mitgliederversammlung gewählt. Er

bleibt bis zur Neu- oder Wiederwahl im Amt. Die Mitgliederversammlung kann auf einer

ordentlichen oder außerordentlichen Mitgliederversammlung den Vorstand abwählen, wenn ein

entsprechender Tagesordnungspunkt „Neuwahl“ oder „Abwahl des Vorstands“ in der Einladung zur

Mitgliederversammlung vorgesehen ist.

4 Dem Vorstand obliegt die Vertretung des Vereins nach außen.
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§ 10 Satzungsänderung

1 Satzungsänderungen bedürfen einer Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder

einer Mitgliederversammlung.

2 Zur Auflösung des Vereins, der Änderung seines Zweckes und der Bestimmung über die Vorausset-

zungen für die Mitgliedschaft ist eine 3/4-Stimmenmehrheit notwendig.

§ 11 Mitgliedsbeiträge

1 Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die Höhe des Jahresbeitrags bestimmt die Mitglie-

derversammlung. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Der Vorstand kann einzelne Mitglieder aus

sozialen Gründen von der Beitragspflicht befreien.

2 Beim Ausscheiden eines Mitglieds werden geleistete Beiträge nicht zurückerstattet.

§ 12 Gewinne und Vergütungen

1 Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder

erhalten keine Gewinnanteile und keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.

2 Der Verein darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind, oder durch

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigen.


